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Vorwort

Ein Buch über europäische Politik, und sei es auch nur über ein spezifisches 
Feld wie Medienpolitik, zu schreiben, ist wie der Lauf des Hamsters im 
Laufrad: Es lässt sich kein Ende finden. Das hat mindestens zwei Gründe: 
Zum einen gibt es fortwährend und in kurzer Abfolge neue Entwicklungen. 
Aktivitäten auf der europäischen Ebene rufen Reaktionen in den Mitglied-
staaten hervor, die dann wiederum die EU-Organe beschäftigen und zu 
geänderten Plänen und Entwürfen führen und so fort. Zum anderen liegt 
gerade in der Medienpolitik eine besondere Dynamik, die durch die techni-
schen Entwicklungen bedingt ist. Das galt zunächst für den Rundfunkbe-
reich und nun auch für die neuen Informations- und Kommunikations-
technologien. Schließlich scheint in diesem Politikfeld alles mit allem zu-
sammenzuhängen, so dass ein schwieriges Puzzle zu bewältigen ist. 

Vor diesem Hintergrund ist an dieser Stelle zunächst Barbara Emig-
Roller vom Verlag für Sozialwissenschaften (Wiesbaden) für ihre freundli-
che Geduld zu danken, mit der sie den Fortschritt des Manuskriptes beglei-
tet hat. Sandra Lieske (Mainz) hat über viele Monate hinweg mit Gelassen-
heit und bemerkenswerter Findigkeit Literatur und Dokumente für mich 
beschafft. Sie wurde zeitweilig abgelöst von Katja Krug (Mainz), die ihr 
dabei in nichts nachstand. Anita Heil (Mainz) hat mit Sorgfalt große Teile 
des Manuskriptes geschrieben. Jörg Richter (Frankfurt) hat daraus eine an-
sehnliche Druckvorlage erstellt. Ihnen allen gilt mein Dank ebenso wie mei-
nem Mann, Salah Bacha; er weiß warum. 

Christina Holtz-Bacha 
Nürnberg, im August 2005 



1 Europa und die Medien – die Medien und Europa 

Europa, die Europäische Union, ist Alltag, und ist es auch wieder nicht. 
Symbole für das vereinte Europa wie der weinrote Pass, der Euro, die Eu-
ropaflagge oder die Europawahl signalisieren europäische Gemeinsamkei-
ten. Aber Europa scheint dennoch fern. Die Haltung der europäischen Bür-
gerinnen und Bürger gegenüber der Gemeinschaft bleibt ambivalent und 
indifferent.

Der Kenntnisstand über dieses Europa lässt zu wünschen übrig. Das 
gilt sogar für die Bevölkerung in den Ländern, die schon bei der Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften dabei waren. So konnten bei einer Euro-
barometer-Befragung im Frühjahr 2004 (dazu und im folgenden: European 
Commission, 2004; 2005) zwar die meisten EU-Bürger die EU-Flagge iden-
tifizieren; eine deutliche Mehrheit glaubt aber – fälschlicherweise – auch, 
dass der Sternenkranz so viele Sterne enthält, wie die Union Mitgliedstaaten 
hat. Die meisten Befragten wussten nicht, dass die Europäische Union eine 
eigene Hymne hat. Zur gleichen Zeit, immerhin mitten in der Erweiterungs-
diskussion und nur wenige Wochen vor dem Beitritt von zehn neuen Mit-
gliedstaaten, gaben sich 47 Prozent der Europäer überzeugt, die EU habe 
zwölf Mitglieder; nur ein Drittel erkannte diese Aussage als falsch. Eine 
stattliche Zahl von EU-Bürgern ist der Auffassung, die EU-Kommission 
habe ihren Sitz in Straßburg, und gut die Hälfte meinte, der Kommissions-
präsident werde direkt vom Volk gewählt. 

Wie die Machtverteilung unter den Organen der Union aussieht, kön-
nen viele nicht richtig einschätzen. Das Parlament, obwohl das relativ 
schwächste Organ, wird von vielen als das mächtigste Organ gesehen. Bei 
der Befragung im Frühjahr 2004 meinten 81 Prozent der Bürgerinnen und 
Bürger aus den 15 alten Mitgliedstaaten, das Parlament spiele eine wichtige 
Rolle in der EU. Von der Kommission sagten das gleiche damals nur 73 
Prozent und vom Europäischen Gerichtshof 69 Prozent. Dem de facto 
mächtigsten Organ, dem EU-Ministerrat, wiesen am wenigsten Befragte eine 
wichtige Rolle in der EU zu, nämlich nur 63 Prozent. Tatsächlich stimmten 
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dann auch nur 41 Prozent der Befragten der Aussage zu: "Ich verstehe, wie 
die EU arbeitet/funktioniert"; 44 Prozent lehnten die Aussage für sich ab. 

Auch das Engagement für Europa geht zurück. Bei der Europawahl im 
Juni 2004 wurde die schlechteste Beteiligung seit der ersten Direktwahl im 
Jahr 1979 verzeichnet. Obwohl 67 Prozent der Bürgerinnen und Bürger die 
Europawahl als wichtig bezeichneten, lag die durchschnittliche Beteiligung 
für alle 25 Mitgliedstaaten schließlich nur bei 45.7 Prozent. Die Gleichgül-
tigkeit, die sich bei der Wählerschaft in den alten Mitgliedstaaten breit ge-
macht hat, konnte auch nicht etwa durch eine höhere Wahlbeteiligung in 
den zehn Beitrittsländern kompensiert werden. Denn auch hier blieb die 
Beteiligungsquote mäßig. Erstaunlicherweise wusste etwa drei Monate vor 
dem Wahltermin nur jeder zweite Bürger der alten Mitgliedstaaten, dass das 
Europäische Parlament direkt vom Volk gewählt wird, obwohl die Europa-
wahl in den meisten Ländern nun schon zum fünften oder sechsten Mal 
stattfand.

Gefragt, was die EU den Menschen persönlich bedeutet, wofür sie 
steht, dachten die meisten Bürger der alten Mitgliedstaaten, nämlich 51 Pro-
zent, sehr pragmatisch an ihre persönliche Mobilität: "Die Freiheit, überall 
in der EU zu reisen, zu studieren, zu arbeiten". 50 Prozent nannten den 
Euro. Demokratie verbinden dagegen nur 22 Prozent der Befragten mit der 
EU. Immerhin 26 Prozent assoziieren "Geldverschwendung" und noch 
einmal 22 Prozent "Bürokratie". 

Auch wenn die Europäische Gemeinschaft für den Einzelnen täglich 
sichtbar und erfahrbar ist – nicht zuletzt durch die gemeinsame Währung, 
gilt Europa doch als entferntes, wenig greifbares Gebilde. "Zu weit weg" 
gehört zu den Standardargumenten, wenn es darum geht, zum Beispiel die 
niedrige Beteiligung an Europawahlen zu erklären. Bei der Eurobarometer-
Befragung im Frühjahr 2005 gaben sich 53 Prozent der Europäer überzeugt, 
dass ihre Stimme nicht zählt in der Europäischen Union. Knapp die Hälfte 
der Befragten (49%) äußerte sich zufrieden darüber, wie die Demokratie in 
der EU funktioniert – allerdings liegt das Urteil über das Funktionieren der 
Demokratie im eigenen Land mit 53 Prozent im gesamteuropäischen Schnitt 
auch nicht sehr viel höher. 

Tatsächlich spielen dann auch die Massenmedien die Hauptrolle in der 
Vermittlung von Informationen über die Europäische Union, der persönli-
che Austausch in Diskussionen mit Verwandten, Freunden und Kollegen 
spielt da eine geringere Rolle. Das Fernsehen steht mit deutlichem Abstand 
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an erster Stelle. 70 Prozent der Bürgerinnen und Bürger in den Mitgliedstaa-
ten beziehen ihre Informationen über die EU aus dem Fernsehen. An zwei-
ter Stelle rangiert die Tageszeitung (43%), danach das Radio (32%). Andere 
Quellen bleiben dahinter weit zurück. 

Als die oben genannten Daten zum Kenntnisstand bezüglich der EU 
erhoben wurden, im Frühjahr 2004, zeigten sich die Befragten aus den Bei-
trittstaaten besser informiert als diejenigen aus den 15 alten Mitgliedstaaten. 
Das lässt sich wohl darauf zurückführen, dass die Präsenz des Themas Eu-
ropa in den Medien, wie es in der Beitrittsphase für die neuen Mitgliedstaa-
ten erwartet werden kann, Auswirkungen auf die EU-Kenntnisse der Bürger 
in diesen Ländern gehabt hat. Wenn sich dann im Weiteren generell auch 
ein Zusammenhang zwischen dem (selbst wahrgenommenen) Kenntnis-
stand der Befragten und ihrer Beurteilung der EU zeigt, wird klar, dass es 
der Union nicht gleichgültig sein kann, wie gut die Bürgerinnen und Bürger 
über sie Bescheid wissen. Je besser nämlich die Befragten ihren eigenen 
Kenntnisstand über die EU einschätzen, desto besser ist auch ihr Image von 
der EU, desto eher beurteilen sie die Mitgliedschaft ihres Landes in der EU 
als eine gute Sache und desto stärker fällt ihre Unterstützung für die EU-
Verfassung aus. 

Wie die Europäer ihren Kenntnisstand über die Europäische Union im 
Frühjahr 2005 einschätzten, zeigt Schaubild 1.1. Die Befragten wurden ge-
beten, auf einer Skala von 1 (gar nichts) bis 10 (sehr viel) anzugeben, wie viel 
sie meinen, über die EU zu wissen. Wirklich gut informiert (Skalenwerte 9 
und 10) fühlen sich nur zwei Prozent der Europäer; ein Wert, der auch über 
die Jahre hinweg sehr stabil ist. Dagegen sagten im Frühjahr 2005 51 Pro-
zent, sie wüssten ein bisschen Bescheid (Skalenwerte 3-5), und 27 Prozent 
schätzten ihr Wissen über die EU als recht gut ein (Skalenwerte 6-8). Im-
merhin 19 Prozent gaben zu, gar nichts oder fast gar nichts zu wissen (Ska-
lenwerte 1 und 2). Der Zeitvergleich über die letzten fünf Jahre zeigt auch, 
dass die Europawahl offenbar keinen (längerfristigen) Einfluss auf die 
Kenntnisse der Bürgerinnen und Bürger in den Mitgliedstaaten hat, denn 
das hätte sich in den Werten für den Herbst 2004 auswirken müssen. 

Wenn Europa von den Bürgern als eher fern und unverständlich erlebt 
wird und sie ihre Informationen über die EU auch überwiegend aus den 
Massenmedien erhalten, dann kommt diesen eine wichtige Funktion zu, 
wenn es darum geht, den Bürgern der Mitgliedstaaten Struktur, Arbeitsweise 
und Entscheidungen der Union nahezubringen. Das Urteil der Bevölkerung 


